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Änderungsantrag zu PB.Z­01

In Zeile 55:
Wir machen den Staat effektiverdynamischer und bürger*innennäher
Für eine umfassende Reform des Öffentlichen Dienstes Nicht zuletzt die Corona-Krise hat gezeigt, dass die
aktuellen Strukturen der öffentlichen Verwaltung nicht mehr zeitgemäß sind. Auch die schleppenden
Prozesse der Digitalisierung und wenig zielorientiertes Vorgehen etwa in den Bereichen von Klimaschutz,
Sozialer Sicherung, Wohnungsmarkt oder Bildung zeigen immer wieder den umfassenden Reformbedarf
auf. Technisierung allein führt nicht zum Ziel. Gefordert ist ein umfassender kultureller Wandel, der die
staatlichen Institutionen zu mehr Dynamik, höhere Effektivität und größerer Bürger*innennähe befähigt.
Dafür braucht es eine öffentliche Verwaltung mit einem modernen einheitlichen Dienstrecht, sehr viel
größerer personeller Durchlässigkeit zwischen den staatlichen Institutionen und der Wirtschaft unter
Beachtung möglicher INteressenskonflikte, eine deutliche Attraktivierung der Verwaltung als Arbeitgeberin
mit einer neuen Arbeitskultur mit flacheren Hierarchien und agilen Organisationsstrukturen. Die
Zusammenarbeit zwischen Kommunen, Ländern und Bund muss daher im Sinne eines modernen
Föderalismus überprüft und die dienstrechlichen und organisatorischen Grundlagen der öffentlichen
Verwaltung modernisiert werden. Eine solche umfassende Reform braucht große überparteiliche
Mehrheiten; politische wie gesellschaftliche. Wir werden im nächsten Bundestag für die Einsetzung einer
Enquetekommission sorgen die diese große Reform des Öffentlichen Dienstes mit Expert*innen aus Politik,
Wissenschaft und Gesellschaft für die folgende Legislatur vorbereitet.

Begründung

Die bisherigen Vorschläge in diesem Kapitel sind alle darauf ausgerichtet einzelne Probleme im
Öffentlichen Dienst zu lösen. Das ist notwendig, aber nicht ausreichend, um die staatlichen Institutionen
dazu zu befähigen, die großen Herausforderungen der Zukunft zu meistern. Deshalb sollte eine solche
Enquete die Grundlagen für eine große Reform der öffentlichen Verwaltung erarbeiten.
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